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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das v<? n'l::: 1 t unq:3 s::r af ge set::. ge äi1dert vrird 

19.2.1988 

Bereits in dem vorn ~undeskanzleramt im Mai 1986 zur Begutachtung 

ausgesendeten Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes über den 

Schutz der persönlichen Freiheit war u.a. die Errichtung einer 

unabh~ngigen und unparteiischen Behörde im Rahmen des Verwal­

tungsstrafrecttes vorgesehe~. Der österrelchlsche Arbaiterkam­

mertag hat in seiller stellungnahme vom 7.7.1986 diesem Vorhaben 

zugestimmt. Desglelchen hat der österreichisclle Arbeiterkammertag 

dem vorn Bundesk::lllZleramt im Juli 1986 dem gesetzlichen Begutach­

tungsverfahren unterzogenen Entwurf eines Bundesverfassungsge­

setzes, mit d~m das B-VG durch Bestlmm~ilgen über Verwaltungs­

strafbehörden ergänzt wird, mit StellungnaLme vom 11.9.1986 in 

seinen Grulldz[gen zugestimmt. Da es sich bei dem nunmehr vorlie­

genden Entwurf im wesentlichen um den nächsten Schritt auf dem 

Wege zur Schaffung einer unabhängigen und unparteiischen Verwal­

tUllgsst!"afbehörde I nämlich tIm die auf bundes gesetzlicher Ebene 

vor2unehmende Regelung des Verfahrens vor dieser Behörde handelt, 

ist damit die positive Grundhaltullg des österreichischen Arbei­

terkammertages zu diesem Reglungsbereich bereits vorgezeichnet. Es 

darf allerdings daran erinilert werden, daß der ö~terreichische 
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Arbeiterkammertag bereits in seiner oben zitierten Stellungnahme 

vom 11.9.1986 darauf hingewiesen hat, daß er die unabh~ngigkeit 

und Unparteili~h~eit dieser neu zu schaffenden Verwaltungsstraf­

tehö~de eher nur dann ~ls gewährleist~t erachtet, wenn diese 

Behörde als weisungs freie Kollegialbehörde mit richterlichem 

Einschlag (.l:\rt. 20 Abs. 2 B-VG) errichtet ~·l1rd. In diesem Zusam­

menhang darf der österreichische Arbeiterkammertag nochmals seine 

Ansicllt be}:räftigen, vlonach die Bemühungen des staates, bei den 

Ausgabe~ für Verwaltung und Rechtsprechung sparsam zu wirtschaf­

ten, rechtliche Einrichtungen nicht in Frage stellen dürfen. In 

diesem Sinne ist einer Kollegialbehörde mit richterlichem Ein­

schlag gegenüber jeder and~ren Konstruktion sicherlich der Vorzug 

zu geben, will man von vorneherein Diskussionen um die Erfüllung 

der in den )\rt. 5 und 6 EMRK an ein "Tribunal" gestell ten Anforde­

rungen vorbeugen. Mittlerweile scheint aber in dieser Hinsicht 

von seiten des Bundeskanzleramtes eine gegenläufige Tendenz ver­

folgt zu werden, wenn mit dem von ihm im Oktober 1987 versendeten 

Entwlu'f eiller~ Novelle zum B-VG de;.' Ab~dtz 2 des Al't. 20 B-VG dL,f­

gehoben werden soll. Demgemäß soll au~h die Anrufung des Verwal­

tU14gbCjerlchtsLofes nacl! del' Ziffer 4 des l-\ort. 133 B-VG dann3.u;:ige­

schlossen sein, wenn in oberster Instanz eine Kollegialbehörde 

entschieden h;'l. t, deren Versi tz einem "rechtskundigen Beamten" 

zukommt, der also gegenüber dem derzeit geltenden Recht kein 

El.chter mehr 3ngehören muß. Der österreichische Arbeiterkammertag 

hat diesbezüglich in seiner Stellungnahme vom 21.12.1987 den 

standpUllkt vertreten, daß der rechtsstaatliehe Grundsatz, wonach 

jeje V~rwaltullgsentsc!leidung der gerichtlichen Kontrolle unter-

1 iegt, nicht ciUfgehoben vIerden darf und daher ein Abschneiden des 

Rechtszuges an den Verwaltungsgerichtahof gegen Entscheidungen 

weisungsfreier Kollegialbehörden, in d~nell kein unabhängiger 

Richter als K~mmi~siollsmitglied tätig ~st, eine Verletzung dieses 

Grundsatzes earstellt. Der österreichische Arbeiterkammertag hält 

diese seine Rechtsansicht nach wie vor aufrecht. 

In diesem Zusammenhang sind nach Ansicht des österreichischen 

Arteiterk~mmertaJes vor ~llem zu § 51m des Entwurfes Klarstel-

lungen erforderlich. Gemäß Art.133 Z.4 B-VG kann eine in oberster 
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Instanz ven elner Kcllegialbehörde - der naell geltendem Recht eln. 

Richter f im Sinr19 d-::r ge:r:;leo,uten .il.nc:er'..m'.:j ein reclltskundiger Be3.m­

tel' angehört - gefällte Entscheidung nur dann beim Verwaltungs­

gerichtshof angefochten werden, wenll dieser Rechtszug ausdrück­

lich für zulässig erklärt ist. Es darf nun zwar wohl angenommen 

werden, daß nach dem vorliegenden Entwurf der Zug zum Verwal­

tungsgerichtshof - abgesehen von den Fällen einer verhängten 

"geringen" Geldstrafe bis S 2.500,-- grundsätzlich zulässig sein 

soll. Strittig könnte aber sein, ob die derzeit gewählte Formu­

lierul1g des § 51m Entwurf dies deutlich genug zum Ausdruck 

bringt. Immerhill ist hiezu ein Umkehrschluß erforderlich. Der 

österreicllisehe Arbei ter}~ammertag spricl! t sich daher dafürauti I 

im § 51m Ent\-lUrf zunächst die Zulässigkelt der Anrufung des 

Verwaltungsgerichtshofes gegen das Erkenntnis eiller unabhängigen 

Verwaltungsstrafbehörde ausdrücklich festzulegen und dann erst 

eine allfällige Ausnahmeregelung zu treffen. 

Ung81~Lü-t ist wohl nach wie VOl da::; P.cublem del- Er::;atzfreiheit::;­

strafe. In dieser Hinsicht ~äre - wenn schon der AusschlUß des 

Pechtszuges zum Verwaltungs gerichtshof bel Vorllegell eines 

Straferkenntnisses über eine "geringe't Geldstrafe unumgänglich 

sein seIlte - ein Regelungsmodell denkbar, demzufolge der § lC 

Ahs.1 VStG dergestalt geändert wird, daß bei Verhängung einer 

Geldstrafe in jenem Ausmaß, das eine Kontrolle durch den Verwal-

~:ungsger1cht.shc f auss::lll ieß t., ;\.eine E:-sa tzfrei:lei +.:ss +.:rafe ::ul::::::-

sig ist. Dies würde nicht zuletzt dem ohnehin anzustrebenden Ziel 

eine::, Al:.;gehell.':> von ::::u311ah:ilen des F L-e 1nei tseu tzuges im Zus ammel1-

hang mit nicht gerichtlich strafbaren Tatbeständen entsprecheD. 

Jedenfalls spricllt sich der österreichische Arbeiterkammertag 

gegen eine Regelung aus, bei der das Erkenntnis, mit dem eine 

wenngleiCh nur geringe - Gelds"Crafe mit einer Ersatzfreiheit~­

strafe verbunden ist, von der Kontrolle durch den Verwaltungsge­

richtshof ausgeschlossen wird. Das gleiche gilt sinngemäß auch 

für d.3:1 g:;plallt:::n Aclsschluß des Rechts::uges zum Verfassungsge-

richtshof. 
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Was nun die im Entwurf in den §§ Sim und S1n für den Ausschluß 

des Rechtszuges zum VwGH und VfGH gewählte Grenze der Geldstrafe 

von S 2.500,-- anlangt, so spricht sich der österreichische 

Arbeiterkarnmertag dafür aus, diese Grenze mit S 1.000,-- festzu­

setzen. Immerhin werden im allge~einen Geldstrafen von mehr als 

1.000 S von den Betroffenen nach heutiger Auffassung nicht mehr 

als "gering" betrachtet. Damit wäre aber auch ein Bezug zu § 47 

Abs.2 hergestellt, wobei die in den §5 S1m und Sln festzusetzende 

Grenze am besten durch eine bloße Verweisung auf den jeweils in 

§ 47 Abs.2 gewählten Betrag von derzeit 1.000 S umschrieben wird. 

Dieses Verfahren könnte dabei durchaus auch für die im § S1c 

aufscheinende Grenze für die Senats zuständigkeit angewendet 

werden, was den Vorteil hätte, daß im Laufe der Zeit erfolgende 

Anpassungen dieser Grenzen an die Geldwertentwicklung nur die 

Abänderung eines einzigen Paragraphen (5 47 Abs.2) erforderlich 

machen würde. 

Die im Zu::.amrnenhang mit del- geplan tell Zurückdrdngung des KUlIlula­

tionsprillzipes bei Bemessung der Strafhöhe im Entwurf vorgese­

henen Maßnahmen werden vom österreichi3chen Arbeiterkammertag 

begrüßt. Bedauerlich ist es jedoch, daß im E~twurf das system der 

Verhängung von bedingten Geldstrafen und das Tagessätzesystem für 

das Verwaltullgsstrafverfahren nicht vorgesehen ist. Dies wäre 

insofern wünschenswert, als damit der Spezialprävention und den 

j ev12il i g~ll V-?B1öss::.:;verhäl tr .. i::,sE'll des Beschuldigten b-?sser 

Rechnung getragen werden könnte, wogegen es sonst dem reinen 

Er',-,6i-Sen dE'r Eehörde cbläge, die Höhe dEr Strafe festzusetzen. 

Wünschenswert wäre das Tagessätzesyst3m zumindest ab dem Zeitraum 

der Eröffnung eines ordentlichen Verfahrens. Besonders in diesem 

stadium ist dann eine Frage nach den Vermögensverhältnissen mit 

Rücksicht auf eine die soziale Gerechtigkeit wahrende Geldstrafe 

unumgänglich, ohne eine Mehrarbeit für die Behörde mit sich zu 

bringen. 

Übel-die':; soll te - It-lenl1 sehen auf die Vel-hängung von Freihei ts-

strafen offenbar nicht verzichtet werden kann - ausdrücklich 

festgelegt werdEn, daß eille Freiheitsstrafe das Gesarntausmaß von 

6 Wochen nicht überschreiten darf. 

.... .~, 
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ÖSTERREICHISCHER AROEITERKAMMERTAG 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes erlaubt sich der 

österreichische Arbeiterkammertag folgendes zu bemerken: 

Zu Art.l '7 '/ ........ (§22a): 

r.. 
-' Blatt 

In der Praxis (KJBG oder Arbeitnehmerschutzgesetz) tritt oft der 

Fall auf, daß vor Entscheidung der. 1.Instanz vom selben Täter 

mehrmals das gleiche Delikt begangen wurde. Soweit nicht ein 

"fortgesetztes Delikt" im Sinne der Rechtsprechung des Verwal­

tungsgeriChtshofes vorliegt, also "selbst~ndige Taten" (5 22) 

begangen wUl-den, stellt sich die Frage, ob die Absätze 2 und 3 

des § 22a diesen Fall erfassen. Schließlich gibt es hier ja keine 

"strengste strafdrohung", von der nach dem Asperations- bzw. 

Absorptionsprinzip auszugehen wäre. Es wäre zumindest eine Lesart 

denkbar, derzufolge dann nach § 22a Abs.6 das Kumulationsprinzip 

anzuwenden wäre. Gleiches gilt für den Fall, daß ein Täter mit 

einer Handlung z\"lei oder mehrere verschiedene Tatbestände (zB 

nach dem Hutt:erschutzgE-s~tz und nach o2m KJBG) verwirklicht, bei 

denen die Strafdrbhungen identisch sind. Auch hier gibt es keine 

"strengste St:-afdl-olllU:gl!. Es wäre klarzustellen, d2.;~ auch für 

solche.Fälle das Asperations- bzw. Absorptionsprinzip des Ent­

wurfes zum Tragen kommt. 

Wenngleich im allgemeinen die in den Absätzen 2 - 4 des § 22a 

vorgesehenen Grundsätze der einheitlichen Strafbemessung im Falle 

einer Real- oder Idealkonkurrenz strafbaren Verhaltens zu begrü­

ßen sind, soll überlegt \"lerden, inwie\-1eit im Zt~sammenhang mit der 

Verletzung von Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzes, und hier 

insbesondere des Jugendarbeitnehmerschutzes, eine Sonderregelung 

getroffen werden kannte. Die praktischen Erfahrungen zeigen, daß 

die von den Kammern für Arbeiter und Angestellte zur verwaltungs­

strafrechtlichen Verfolgung angezeigten Sachverhalte auf dem 

Gebiet des Jugendarbeitnehmerschutzes von den zuständigen Behör­

den nur zagernd verfolgt werden. Die durchschnittliche Verfah­

rensdauer beträgt zB in Wien bei einzelnen Magistratischen 

Bezirksämtern ca. 6 Mon~te; 41 der angezeigten Sachverhalte 
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wurden innerhalb eines Beobachtungszeitraumes ven 14 Monaten 

überhaupt nicht erledigt. 

6 Blatt 

Im Falle der Anwendung des § 22a Abs.l und 2 des Entwurfes wären 

sämtliche übertretungen während des Erledigungszeitraumes, der 

wie bereits erwähnt mehr als 14 Monate dauern kann, in einem 

Erkenntnis zu erledigen, wobei dann lediglich bei der Strafbe­

messung aus spezialpräventiven Erwägungen eine Erhbhung des 

Strafausmaßes in Frage käme. Für den Fall der wiederholten 

Verurteilung sehen einschlägige Verwaltungsvorschriften (vgl.§ 31 

KJEG) überdies die Mbglichkeit des Ausspruches des Verbotes der 

Beschäftigung Jugendlicher 'vor; in der Praxis ist es schon nach 

dem geltenden Recht aufgrund der überaus langen Verfahrensdauer 

schwierig, unter Hinweis auf die bereits erfolgten Verurteilungen 

einen Ausspruch des Verbotes der Beschäftigung Jugendlicher 

innerhalb eines ~nnehmbaren Zeitraumes zu erreichen. Aus der 

Sicht der gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitnehmer kann 

gesagt w8rden, daß die Bestimmungen d~s § 22a eine Art Freibrjef 

für die Übertl"etung von ArbE:!itnehmerschutzbestimmungen darstel­

len, da im Falle einer Verurteilung ohnehln nur mit einer Erhö-

11l1llg des Strafau::-:-maßes bzw. allenfalls gemäß § 22b mi t der Ver­

hängung einer Zusatzstrafe, die auch noch während der Rechts­

mittelfrist beantragt werden kann, gerechnet werden müßte. 

Ll r-::ch tsp')li ':is eher Ein:=. iell t ..3 ind aber ;/or al:!.em j elle Fälle 1:n 

Arbeitnehmerschutzrecht strafwürdig, in denen die dem Gesund-

hei tsschu tz dienelld.'~n Vorschriften laufend nicl~ t ein<;ehal tell 

werden, und damit über einen Einzelverstoß hinaus langfristig 

eine Beeinträchtigung der Gesundheit von Arbeitnehmern bewirkt 

wird, wodurch auch schwere finanzielle Schäden für die Einrich­

tungen der sozlalell Sicherheit hervorgerufen werden. Wenn auch in 

der Praxis das HBchstausmaß des strafrahmens sowohl nach dem 

bisherigen Kumulationsprinzip als auch nach dem vorgesehenen 

sys tE:!Tl1 der ZU3arilmellr~chl1Ulig nur selten verhällgt (werden) wird, 

könnte doch ein Herabsinken der durchschnittlichen Strafhbhen 

au~g~un~ d~r n~nffiehr gepla~ten Änderung g~rade für sozial beson-

ders negativ wirkende Delikte im Arbeitnehmerschutzbereich die 

24/SN-85/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 10

www.parlament.gv.at



ÖSTERREICHISCHER ARßEITERKAMMERTAG 7 Blatt 

Folge sein. Der österreichische Arbeiterkammertag spricht sict 

dafUr aus, wiederholte Delikte nach ihrem Unrechtsgehalt bzw. 

ihrer potentielleIl Schadensverursachung zu beurteilen. Dies wUrde 

bei Verstbßen in ArbeitEehmerschutzangelegenheiten bedeuten, die 

Strafen gerade bei wiederholten Delikten auf eine entsprechend 

präventiv 'i'lirkellde Hölle festzulegen, weil durch ein derart 

gesetzwidriges Verhalten eine besondere Gefährdung von Rechts­

gütern bewirkt wird und eine subjektiv besonders vorwerfbare 

Haltung des Arbeitgebers zu Fragen des Gesundheitsschutzes der 

tei ihm beschäftigtell Arbeitnehmer zum Ausdruck kommt. 

Zu Art.l Z.2 (5 22b) 

In der z\'1ei ten Zeile von Absatz 2 wäre nach dem Wort "übertre­

tung" ein Beistrich zu setzen. 

Zu Art.l Z.7 (5 36) 

In § 40 .r..bs. 2 ist festgelegt, daß der Beschuldigte bei der Ladung 

auf sein Recllt, einen Rechtsbeistand seiner Wahl beizuziehen, 

hinzuweisen ist. Dieser Hinweis auf die Eeiziehung eines Rechts­

beistandes seiner Wahl sollte auch in § 36 Abs.l bei der Beleh­

rung über die GrUnde der Festnahme eingefügt werden. Es wäre 

nicht einzusehen, wie·so ein geladener Beschuldigter einen 

Rechtsbeistand beiziehen darf, ein Festgenommener jedoch nicht. 

AUßerdem sollte festgelegt werden, daß innerhalb einer Frist ven 

zB 3 stunden ~in Angehöriger ve=ständigt werden darf, wenn eine 

Festnahme erfolgt. 

Zu Art.l Z.9 (5 40) 

Im Absatz 2 des § 40 ist nicht klar, was mit dem Wort "beizuzie­

hen" geme1nt ist. Um die Rechte der Verteidigung abzuklären, wäre 

es wÜllsche~'lswert, eine gen.:H'.ere Def ini tion zu geben, insbesoncere 

ob der Rechtsbeistand bei der Vernehmung anwesend sein darf oder 

der Beschuldigte di~ Möglichkeit besitzt, vor einer Vernehmung 

auf sein Verlangen mit dem Rechtsbeistand Rücksprache zu halten. 
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Zu Art.: Z.11 (§ 47) 

Nach Ansicht des österreichischen Arbeiterkammertages erschei~t 

es lllcht angebra=ht, einer Militärwache die Möglichkeit einzu­

räumen, gegen Zivilpersonen ein Organmandatsverfahren in die Wege 

zu leiten. Diese Befugnis sollte aus der Aufzählung im Absatz 1 

des § 47 entfernt, zumindest aber auf Militärpersonen einge­

schränkt \'>1erden. 

Zu Art.1 2.13 (§ 51a) 

Aus dem derzeit geltenden Verwaltungsstrafgesetz wird - wenn auch 

nicht ausdrücklich normiert - der Grundsatz abgeleitet, daß die 

von der Berufungsbehörde ausgesprochene Strafe im Falle einer vom 

Beschuldigten erhobenen Berufung niemals höher als die von der 

ersten Instanz verhängte strafe sein darf (siehe Walter/Mayer, 

Das Verwaltungsstrafverfahren, S.306). Aus der Tatsache, daß das 

Vel-::>chlecll tenmg;.:;verbü t für die Bel-uf,mg::;voren tscheidung (§ 51 a) , 

nicht aber für die Entscheidung der Berufungsbehörde selbst 

fe;.:;tgelegt wird, könnte ein UmkehrschlUß gezogen werden. Das 

Verschlechterungsverbot sollte daher auch für die Erkenntnisse 

der Berufungsbehörde ausdrücklich normiert werden. 

Zu Art.1 Z.13 (§ 5lb)" 

Diese Regelung stellt insofern eine Schlechtersteilung dar, als 

bis:ler eine Beschwer~e an ~en Verfassungsgerichtshof innerhalb 

einer Frist von sechs Wochen erhoben ~erden konnte, während 

nunmehr die Beschwerdefrist zwei Wochen beträgt. Da diese Be­

schwerde oft im Zusammenhang mit einer unbefugten Anhaltung 

(Haft) erheben werden \-lird, erscheint die Beschwerdefrist von 

zwei Wochen zu kurz. In der R~gel wird es der hievon betroffenen 

Person nicht möglich sein, ein Rechtsmittel zu erheben, solange 

sie von der unmittelbaren Befehls- und Zwang3gewalt betroffen ist 

bzw. noch unter deren unmittelbarem Eindruck steht. Deshalb wäre 

zu empf2hl~n, die 3eschwerdefrist sowohl zu erstrecken, als auch 

! ~ :,"l' 
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d'91-,~li Lauf ü}.:;erhc.upt e:.-st nach BeeLdigung des betreffenden 

Verwaltullgsaktes beginnen zu lassen. 

Zu Art.1 Z.13 (§ 51d) 

Organ8 der Belegscha,ft können in bestimmten Fällen als Privat au­

kläger auftreten (§ 160 ArbVG). Zweifelsohne sachgerecht wäre es, 

dem Privatankläger in diesen Fällen ein BerufLmgsrecht einzuräl:­

men; dies entweder in der jeweiligen materiellrechtlichen Vor­

schrift (ArbVG), oder generell fUr den Privatankläger in § 51d 

des vorgeschlagenen Entwurfes. 

Zu Art.1 Z.13 (5 51h) 

Die dem Verhandlungslei ter eingeräu:nte Befugnis, "unangebraChte" 

Fragen zurückzuweisen, wäre besser wegzulassen. o~t dient eine 

zunächst unangeb~acllt erscheinende Frage wesentlich der Aufklä­

rung des sachverhaltes. Es ist schwierig, dem Begriff einer 

unangebrachten Frage einen Inhalt zu geben, insbesondere inwie­

weit dieser etwa~ anderes meint, als eine nicht zur Aufklärung 

des Sac::hverllaltes dienliche Frage. 

Zu Art.1 Z.13 (§ 51j) 

Da entgegen dem in § 51 ausgesprochenen Grundsatz die Möglichkeit 

einer Vertagung nie ausgeschlossen werden kann, wäre es ratsam, 

die Möglichkeit einer Weiterführung durch einen anders besetzten 

Senat, allenfalls mit Zustimmung des Beschuldigten, im Gesetz 

vorzl:sehen. 

Zu Art.! Z.1? (5 511) 

Hier könnte überlegt werden, die für das Rechtsmittel gegen das 

Erkenntnis eines Einzelmitgliedes der Verwaltungsstrafbehörde 

gewählte Bezeichnung "Berufung" durch einen anderen Ausdruck zu 

ersetzen, weil es sich bei dem Erkenntnis des Einzelmitgliedes 

selbst bereits über die Entscheidung über eine Berufung handelt. 
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Zu Art.1 Z.13 (5 Slm) 

Wie bereits einleitend ausgeführt, spricht sich der Osterrei­

chische Arbeiterkammertag für eine jeden Zweifel ausschließende 

Regelung dahingehend aus, daß auch bei Gesetzwerdung der derzeit 

geplanten Novellierung der Ziffer 4 des Artikel 133 B-VG (Ersatz 

des Richters durch einen "rechtskundigen Beamten") die grund­

sätzliche Zulässigkeit des Rechtszuges zum Verwaltungsgerichtshof 

gegen Erkenntnisse der Verwaltungsstrafbehörde gewährleistet ist. 

Dies gilt auch für die Funktion dieser Behörde als Beschwerdein­

stanz gegen Akte unmittelbarer Befehls- und Zwang~gewalt. Es wird 

daher für den § 5Im folgender Wortlaut vorgeschlagen: 

"551m. Gegen ein Erkenntnis einer unabllängigen Verwaltungsstraf­

behörde ist die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu­

lässig. Eine solche Beschwerde ist jedoch ausgeschlossen, wenn 

...... ". Im übrigen spricht sich der österreichisclle Arbeiter­

kammert3g für e~ne Festsetzung des im § Slm genannten Betrag8s 

einer Geldstrafe, bis zu dem - abgesehen von den im Entwurf an­

geführten Ausnahmen - die Anrufung des V8nlaltungsgericlltshofes 

ausgeschlossel& sein soll, mit S 1.000,-- aus, wobei anstelle 

dieser Ziffer bloß auf den jeweils im 5 47 Abs.2 für eine Straf­

verfügung festgesetzten Höchstbetrag verwiesen werden könnte. 

Im Übrigen sollte in § Slm angeführt werden, daß über die Zuläs­

sigkeit der Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof wegen Zu­

treffens eines im Ausnahmekatalog des § 51m angefUhrten Krite­

riums der Verwaltungsgerichtshof selbst zu entscheiden hat. 

Zu Art.1 Z.13 (55ln) 

Das zu § ~lm in bezug auf den Rechtszug zum verwaltungsgerichts­

hof Gesagte gilt sinngemäß auch für die Regelung des Rechtszuges 

zum Verfassungsgerichtshof. 

Der Präsident: 

~~ 
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